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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Nachdem die Teilrevision des Raumplanungsgesetzes, das auf eine Lockerung der Bau-
und Nutzungsvorschriften in den Landwirtschaftszonen abzielt, im vergangenen Jahr in
beiden Raten behandelt worden war, mussten einige Differenzen zwischen den beiden
Raten bereinigt werden. Umstritten war das Ausmass der Umnutzungen von
landwirtschaftlich genutzten Gebauden, die durch den Strukturwandel in der
Landwirtschaft Uberfllssig geworden sind. Der Standerat hatte angesichts der breiten
Opposition einen Versuch zur Rettung der Vorlage unternommen, indem er den vom
Nationalrat erteilten Freipass fur die Zweckentfremdung alter, das heisst vor 1980
erstellter Gebaude wieder strich, um insbesondere eine freie Umnutzung von Wohn- in
Gewerbebauten zu verhindern. Der Nationalrat lehnte in der Frihjahrssession den
Antrag einer linken Kommissionsminderheit ab, bei der Zweckédnderung zonenwidrig
erstellter Bauten dem Standerat zu folgen. Statt dessen stimmte er in dieser Frage dem
Vermittlungsantrag Schmid (svp, BE) mit 101 zu 50 Stimmen zu und Gbernahm die etwas
restriktivere Bestimmung, wonach eine vollstdndige Zweckanderung von altrechtlich
erstellten Gebauden nicht generell, sondern nur bei gewerblich genutzten Bauten und
Anlagen moglich sei. Die Voraussetzungen soll der Bundesrat im Verordnungsrecht
néher regeln. Bundesrat Koller nannte als Leitplanken die Verbote von erheblichen
Anderungen an der Bausubstanz und von substantiellen Verbesserungen der
bestehenden Gebaudeerschliessung. Bei der zweiten umstrittenen Differenz, dem
sogenannten Rustico-Artikel, den der Standerat etwas enger gefasst hatte, indem nur
«gut erhaltene» Bauten landwirtschaftsfremd als Wohnraum umgenutzt werden durfen,
drehte sich der Streit um die Bezeichnung «gut erhalten». Der Nationalrat folgte seiner
Kommissionsmehrheit, die vorschlug, dass die zur zonenfremden Wohnnutzung
vorgesehenen Bauten «in ihrer Substanz» erhalten sein mussten. Nach Definition von
Bundesrat Koller setzte eine solche Umnutzung voraus, dass die wichtigen Gebaudeteile
in gutem Zustand und nur teilweise erneuerungsbedurftig sein muissen. Der Standerat
schloss sich in der zweiten Differenzbereinigung stillschweigend und oppositionslos
diesen Entscheiden an. In der Schlussabstimmung wurde die Teilrevision des
Raumplanungsgesetzes mit 104:60 bzw. 38:3 verabschiedet.

Schon wéhrend den Beratungen im Parlament hatten Grine, kleinere und mittlere
Bauern (VKMB) sowie Landschaftsschiitzer das Referendum gegen die RPG-Revision
angedroht. Noch vor der Schlussabstimmung bestatigte Fraktionssprecherin Teuscher
(gp, BE) die Absicht der Griinen, das Referendum zu ergreifen, da ihnen die Anderung
des Raumplanungsgesetzes im Sinne der Offnung der Landwirtschaftszone fir
betriebsnahe Nebengewerbe, flir bodenunabhéngige Produktion und fir Wohnzwecke
zu weit gehe. Die Gegnerschaft kritisierte die Aufhebung der Grenze zwischen Bauzone
und Landwirtschaftszone und beflrchtete einen Schub an Landschaftszerstérung.
Zudem wdirde die Revision des RPG die Bemuhungen fur eine &kologische
Landwirtschaft unterlaufen. Auf der Verliererseite stiinden nebst der Landschaft und
der Landwirtschaft auch das bestehende Gewerbe, das von Betrieben konkurrenziert
wirde, welches von billigem Boden aus mit ungleich langen Spiessen arbeiten kénnte,
sowie alle Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, die fir neue Infrastrukturen und die
negativen Folgen der Intensivlandwirtschaft aufzukommen hatten. Das Referendum
wurde nebst der Grunen Partei von folgenden Organisationen getragen: VKMB, Pro
Natura, Schweizer Heimatschutz, Schweizer Vogelschutz, IG Boden, WWF sowie
Hausverein Schweiz. Das Referendumskomitee «zum Schutz des landlichen Raumes»
reichte am 9. Juli bei der Bundeskanzlei rund 57'000 Unterschriften ein.

1) AB NR, 1998, S. 499 ff.; AB NR, 1998, S. 810 f.; AB SR, 1998, S. 316 f.; AB SR, 1998, S. 463; BBI, 1998, S. 1455 ff.; BBI, 1998, S.
4534 f.; BaZ, 27.6.98; AZ10.7.98.; Presse vom 11.3. und 13.3.98; NZZ, 14.3.98.
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